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Am 26. Oktober 2014 werden wieder 
die Weichen gestellt. Erstmals seit 24 
Jahren findet in Ins eine Gemeindepräsi-
diumswahl statt. Ins ist eine Gemeinde 
mit grossem Potenzial und viel Lebens-
qualität. Ins wächst und entwickelt 
sich von einem Bauerndorf zu einer 
Agglomerationsgemeinde. Es sind viele 
Veränderungen im Gang – gleichzeitig 
soll Ins seinen typischen Charakter 
behalten. Darum braucht es eine über-
geordnete Strategie, wie sich Ins unter 
den gegebenen Umständen entwickeln 
soll, um die positiven Eigenschaften 
zu erhalten oder wo nötig zu fördern. 
Beispiele sind das Projekt Schulraum-
entwicklung, die laufende Ortspla-
nungsrevision oder der Bahnhof. Der 
öffentliche Verkehr ist ein zentraler 
Standortvorteil von Ins. Die Platzver-
hältnisse am Bahnhof sind beschränkt. 
Schon heute steigen täglich 2500 Per-
sonen am Bahnhof ein und aus. In den 
nächsten 10 bis 20 Jahren ist mit einer 
Zunahme zu rechnen. Dafür müssen die 
Weichen gestellt werden. Erst recht, 
wenn die geplante Grün 18 kommt und 
der Bahnhof Ins zur Drehscheibe für 
BesucherInnen wird.

Grüne Ins

Silvia Lüthi, wieso stellen Sie sich als Kandidatin 
für das Gemeindepräsidium zur Verfügung?

Weil ich der Bevölkerung eine 
wirkliche Wahl ermöglichen will. 
Das ist nur mit mindestens zwei 
Kandidaturen möglich und das 
Wahlresultat wird damit deut-

lich höher legitimiert. Dies geschah das letzte 
Mal vor 24 Jahren.

Was möchten Sie als Gemeindepräsidentin 
erreichen?
Ich werde mich für eine offene Gemeindepolitik 
und eine nachhaltige Entwicklung der Gemeinde 
einsetzen. Offen heisst für mich die anstehenden 
Aufgaben nicht primär parteipolitisch geprägt, 
sondern gemeinsam und sachorientiert zu lösen. 
Dazu braucht es auch einen aktiven Austausch 
mit anderen Gemeinden und dem Kanton.

Eine nachhaltige Gemeinde beruht auf einer 
gleichwertigen Gewichtung der Bereiche Gesell-
schaft, Umwelt und Wirtschaft. Entwicklungen 
in einem Bereich dürfen nicht zu Lasten eines an-
dern Bereichs stattfinden. Es braucht eine über-
geordnete Strategie, die formuliert, was eine 

Bei den Gemeinderatswahlen vom 26. Oktober werden in Ins die Weichen für die nächsten vier Jahre 
gestellt. Zum ersten Mal seit 24 Jahren gibt es keine stille Wahl. Silvia Lüthi, Gemeinderätin und Kan-
didatin für das Gemeindepräsidium, sagt hier warum.

Wir haben die Wahl
Gemeindepräsidiumswahl Ins vom 26. Oktober 2014
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nachhaltige Entwicklung für Ins bedeutet. Diese 
Strategie ist nicht auf eine einzige Legislatur be-
grenzt und die strategische Arbeit ist die Aufga-
be des gesamten Gemeinderates. Das Präsidium 
hat aber eine initiierende und führende Rolle.
 
Kann eine Person, die noch nicht so lange in Ins 
lebt, das Gemeindepräsidium übernehmen?
Die Gemeinde wird vom Präsidium und dem Ge-
meinderat geführt. Auch Zugezogene sollen sich 
in der Gemeinde politisch aktiv beteiligen. Eine 
Mischung aus Einheimischen und Zugezogenen 
wirkt sich positiv und bereichernd aus. Schliess-
lich sollte der Gemeinderat ein Abbild der Bevöl-
kerung sein.

Ins ist aus meiner Sicht in einer Umbruchpha-
se. Die Gemeinde befindet sich im Wandel von 
einem Dorf in Richtung einer Agglomerations-
gemeinde. Dies erfordert neue Strategien und 
neue Lösungsansätze, damit der Charakter von 
Ins erhalten bleibt und die Gemeinde nicht zu 
einer x-beliebigen Agglo-Gemeinde verkommt. 
Gleichzeitig finden gesamtgesellschaftliche Ver-
änderungen statt. Zum Beispiel ist die Raumpla-
nung eine grosse Herausforderung der nächsten 

bewegt 
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2 Grüne Ins

«Ein reges Vereins- und Kulturleben, Velo- und 
Wanderwege vor der Haustüre, gute Verbin-
dungen für den öffentlichen Verkehr, vielfäl-
tige Einkaufsmöglichkeiten, tägliche Begeg-
nungen mit Bekannten – das alles finden wir 
in Ins.»
Veronika und Hans Baumann

«Was mir gefällt an Ins ist die weite Land-
schaft, auf dem Land leben zu dürfen und doch 
alle Annehmlichkeiten (wenn auch in einem 
kleineren Rahmen) einer Stadt zu geniessen.»
Regula Schmid

«Ins ist ein Ort, wo sich Hase und Fuchs, Bau-
er und Pendler, Fremdling und Stammtisch-

Jahrzehnte. Es gilt, den nötigen Wohn- und 
Wirtschaftsraum zur Verfügung zu stellen 
und gleichzeitig das Kulturland und die öko-
logischen Flächen zu schützen. Mehr Einwoh-
nerInnen führen zu mehr Verkehr, gleichzeitig 
soll der öffentliche Raum allen gleichberech-
tigt zur Verfügung stehen. Es braucht ein Ver-
kehrskonzept, das den Fuss- und Veloverkehr 
und den motorisierten Verkehr gleichberech-
tigt behandelt. Ausserdem ist der öffentliche 

Raum ein Begegnungsort. Für all diese Berei-
che und Entwicklungen möchte ich mich enga-
gieren. Ins liegt mir am Herzen, ich setze mich 
gerne für die Gemeinde ein. Ich liebe den Kon-
takt und Austausch mit den verschiedensten 
Leuten – unabhängig von ihrer Parteizugehö-
rigkeit und Herkunft.

Danke für das Gespräch und viel Erfolg.
Grüne Ins

Die Grünen Ins haben EinwohnerInnen gefragt, wieso sie gerne in Ins leben. Die Antworten 
zeigen: Die Lebensqualität in Ins ist hoch.

Warum Ins...
Stimmen aus Ins

ler, Jogger und Ornithologe, 
Schüler und Lehrer gute Nacht 
sagen.»
Familie Berghuis

«Die gute Anbindung an den 
öffentlichen Verkehr war das 
entscheidende Kriterium, Ins 
als Wohngemeinde zu wählen. 
Kein eigenes Auto besitzen zu 
müssen, war mir wichtig. Dass 
ich mich jetzt hier daheim füh-
le, verdanke ich unter anderem 
einem vielfältigen Vereins- und 
Kulturangebot, das neu Zuge-

zogenen den Kontakt zum Dorfleben möglich 
macht. Ich glaube nicht, dass ich das überall 
finden könnte.»
Monika Speiser

«In Ins fühle ich mich aus verschiedenen Grün-
den wohl. Hier konnte ich als Zugezogene ein 
Beziehungsnetz aufbauen; dies verdanke ich 
zu einem grossen Teil unserem tollen Kino-
verein ‹InsKino› mit vielen aktiven Mitglie-
dern. Ich kann eine ruhige, schöne Wohnlage 
geniessen und bin gleichwohl «mit der Welt» 
verbunden; mit dem öffentlichen Verkehr, 
dem Velo oder zu Fuss erreiche ich ohne viel 
Aufwand die nahen Seen, den Jura und die 
Städte Bern, Neuenburg und Biel. Ganz länd-

lich ziehe ich Gemüse und Blumen und muss 
trotzdem das städtische Leben mit seiner Kul-
tur nicht missen.
Hier gibt es noch die kleinen Läden, in denen 
frische regionale Produkte erhältlich sind 
und wo ich manche Bekannte antreffen kann. 
Kurz: Hier finde ich echte Lebensqualität!»
Therese Pfister

«Wir schätzen die vielen tollen, offenen und 
engagierten Menschen, durch welche Ins so 
ein lebendiges Dorf ist. Die Kinderfreundlich-
keit, die lokalen Einkaufsmöglichkeiten und 
die schöne Natur tragen ebenfalls viel dazu 
bei, dass es uns so gefällt hier.»
Erna Jung und Marco Stucki

«Ich lebe gern in Ins. Besonders schätze ich 
die gute ÖV-Anbindung in alle vier Himmels-
richtungen. Die drei Seen sind alle in Velo-
distanz erreichbar und das Dorf bietet (fast) 
alles für den täglichen Bedarf. Leider gehört 
dazu kein Bioladen mehr. Meine persönlichen, 
kulturellen Favoriten sind das Schüxenhaus 
und natürlich ‹InsKino›.»
Hans Ramseier



3Grüne Kanton Bern

Im Jahr 2007 lancierte ein 
breites Bündnis unter Betei-
ligung der Grünen die eidge-
nössische Landschaftsinitia-
tive. Kernpunkt der Initiative 

war die Forderung nach einem 20-jährigen 
Moratorium für neue Bauzonen. Als Reakti-
on auf die Initiative kam es zur Revision des 
Raumplanungsgesetzes, die in einer Volks-
abstimmung im Jahr 2013 mit fulminanten 
63 Prozent Ja-Stimmen angenommen wurde. 
Das deutliche Resultat erstaunt nicht: In der 
Schweiz wird pro Sekunde ein Quadratme-
ter Grünfläche verbaut. Im Kanton Bern ent-
spricht das einem Fussballfeld – pro Tag!

Komplexe Zuständigkeiten
Für die Raumplanung sind gemäss der Bundes-
verfassung die Kantone zuständig – faktisch 
ist die Raumplanung jedoch eine Verbundsauf-
gabe von Bund, Kantonen und Gemeinden. Der 
Bund definiert mit dem Raumplanungsgesetz 
(RPG) die Rahmenbedingungen; erfreulicher-
weise hat das neue RPG die Rolle des Bundes 
gestärkt. Auf kantonaler Ebene sind der Richt-
plan sowie das Baugesetz die zentralen Steue-
rungsinstrumente. Der Richtplan dient der 
innerkantonalen Koordination raumwirksa-
mer Tätigkeiten, während das Baugesetz den 
rechtlichen Rahmen zum Bau- und Planungs-
wesen bildet. Die Kompetenz für die wichti-
gen Ortsplanungen liegt bei den Gemeinden: 
«Die Gemeinden sind in ihrer Ortsplanung […] 
frei», hält das Baugesetz fest. Tangiert wird 

Die Raumplanungsdebatte im Kanton Bern ist eröffnet

Landschaft schützen – 
Lebensqualität erhalten

So eben nicht: Der Kanton Bern braucht zwar eine Weiterentwicklung, aber am richtigen Ort und 
mit klaren Rahmenbedingungen.

die kommunale Autonomie durch die Regional-
planung, welche überkommunale Grundlagen 
wie die Regionalen Gesamtverkehrs- und Sied-
lungskonzepte erarbeitet.

Mangelhafte Ortsplanungen
Diese komplexen Zuständigkeiten sind nicht 
gut für eine nachhaltige Raumplanung. Der 
jüngst veröffentlichte Raumplanungsbericht 
des Kantons Bern hält fest, dass die Qualität 
der Ortsplanungen seit einiger Zeit «beschei-
den» sei. «Der Mangel an gesamtkonzep-
tionellen Überlegungen bei Ortsplanungen» 
habe sich in den letzten Jahren akzentuiert; 
Ortsplanungen würden oft als blosse «Pflicht-

übung betrachtet, die mit möglichst wenig 
Aufwand absolviert werden soll.» Das ist ein 
deutlicher Weckruf.

Debatte über Zuständigkeiten
Die vom Regierungsrat ins Spiel gebrachte 
Verschiebung der Planungskompetenz von 
den Gemeinden hin zum Kanton würde eine 
überkommunale Koordination der Raumpla-
nung erleichtern. Dies käme dem Schutz des 
Kulturlandes entgegen. Allerdings sind die 
Widerstände gross – der mächtige Gemein-
deverband beklagte prompt einen «Raubzug 
auf die Planungs- und Finanzautonomie der 
Gemeinden». Doch eine differenzierte Debat-
te lohnt sich. Ein guter Kulturlandschutz ver-
trägt sich schlecht mit einem rein kommunal 
gesteuerten Blick.

Blaise Kropf, Präsident Grüne Kanton Bern, 
Grossrat

Mit der Revision des Baugesetzes und den Anpassungen des Richtplans steht im Kanton Bern 
eine wichtige raumplanungspolitische Debatte an. Die Abstimmungen zum Raumplanungs-
gesetz, zur Zweitwohnungsinitiative und zu vielen kommunalen Ortsplanungen zeigen, dass 
diese Diskussion bei der Stimmbevölkerung auf reges Interesse stösst. Kein Wunder, geht es 
dabei doch um die Zukunft der Landschaft und der Lebensqualität.

Der Regierungsrat hat mit 
dem Aufwerfen der Fra-
ge, ob die Kompetenzen in 
der Raumplanung von den 
Gemeinden zum Kanton ver-

schoben werden sollen, Mut, Innovations-
kraft und Eigenständigkeit bewiesen. Die 
Grünen freuen sich darüber und beantwor-
ten die Frage mit einem klaren Ja. Es gibt 
zwar einige Gemeinden, welche ihre raum-
planerische Verantwortung vorbildhaft 

Keine Angst vor eigenem Mut
wahrnehmen; mehrheitlich trägt die kommu-
nale Verantwortung jedoch nicht zu Quali-
tät, sondern zur Zersiedelung bei. Es ist des-
halb zu hoffen, dass der Regierungsrat die 
Courage nicht verliert und seine Überlegun-
gen konsequent weiterverfolgt. Kommende 
Generationen werden es ihm danken.
Mut bräuchten die kantonalen Behörden 
auch bei anderen Inhalten der Baugesetzre-
vision. Besseren Schutz benötigen zum Bei-
spiel nicht nur Fruchtfolgeflächen, sondern 

generell die landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen. Und um die Zersiedelung zu stoppen, 
ist eine klare Festlegung des Siedlungsge-
biets mit verbindlichen Siedlungsbegren-
zungslinien unabdingbar. Die Grünen haben 
in ihrer Stellungnahme zur Baugesetz- 
revision unter anderem diese Punkte einge-
fordert.

Daphné Rüfenacht, Grossrätin Grüne



4 Schweiz

Der antike Philosoph Epiktet 
hat vor fast 2000 Jahren ein 
Phänomen der heutigen Zeit 
auf den Punkt gebracht: «Es 
sind nicht die Dinge selbst, 

die uns ängstigen, sondern die Vorstellung, 
die wir von den Dingen haben.» Diffuse Exis-
tenzängste bestimmen die Diskussion um 
die «Überbevölkerung». Egal, ob diese Ängs-
te begründet sind oder nicht, die Ecopop-Ini-

Nein zur Ecopop-Initiative

Grüne Gründe gegen «Ecopop»
Am 30. November kommt die Ecopop-Initiative zur Abstimmung, die verbindliche und tiefe Zu-
wanderungslimiten fordert. Die Grünen lehnen die Initiative ab, da sie nicht zur Lösung der 
Umweltprobleme beiträgt und stattdessen die Rechte von MigrantInnen untergräbt.

tiative ist die falsche Antwort. Die Initiative 
führt mit ihrer starren Obergrenze für die 
Zuwanderung zu einem weiteren Bruch mit 
Europa und zielt an den wahren Problemen 
vorbei.

Umweltprobleme kennen keine Grenzen
Die Zuwanderungsbeschränkung ist kein Al-
lerweltsheilmittel. Die effektiven Ursachen 
für die Umweltbelastung und den Kultur-

SFH sagt Nein zu Ecopop
«Durch die drastische von 
der Initiative vorgegebene 
Reduktion der Zuwanderung 
würden zwangsläufig Schutz 

suchende Menschen gegen MigrantInnen aus 
wirtschaftlichen Gründen ausgespielt. Verlie-
rer wären die Flüchtlinge. Die von den Initian- 
ten angepeilte Beschneidung der direkten 
Hilfe der Schweiz für die Ärmsten dieser Welt 
zugunsten einer chauvinistisch motivierten 
Familienplanung vermöchte keinen Beitrag 
zur Abschwächung des Bevölkerungswachs-
tums zu leisten. Die Ecopop-Initiative ist des-
halb als untauglicher Versuch, die ökologi-
schen Belastungen durch eine Reduktion von 
Menschen in der Schweiz und in der Dritten 
Welt zu reduzieren, abzulehnen.»

Beat Meiner, Generalsekretär Schweizeri-
sche Flüchtlingshilfe SFH

Umweltprobleme kennen 
keine Grenzen
«Wenn alle so leben würden, 
wie wir hier in der Schweiz, 
bräuchten wir auf die Dauer 

2,8 Planeten. Es braucht einen Kurswechsel, 
um langfristig eine hohe Lebensqualität für 
alle zu ermöglichen. Die Ecopop-Initiative 
blendet aber aus, dass Umweltprobleme kei-
ne Grenzen kennen. Entscheidend ist nicht, 
ob jemand im Tessin oder in Italien lebt; ent-
scheidend ist, wie sie oder er lebt. Gegen 
Ressourcenverschleiss, Luftverschmutzung 
und Zersiedelung braucht es darum nicht eine 
andere AusländerInnenpolitik, sondern eine 
konsequente Umweltpolitik.»

Eliane Brechbühl, 
Studentin Materialwissenschaft

Nein zu vorgegaukelter 
Planbarkeit
«Entwicklungszusammenar-
beit und der Schutz unserer 
Lebensgrundlagen sind wich-

tig. Beide Aspekte nennt die Ecopop-Initiati-
ve. Doch die Initiative ist beliebig, in dem sie 
nicht nennt, was mit der ‹Sicherstellung der 
natürlichen Lebensgrundlagen› gemeint ist. 
Umso verwirrender, dass dann in der Verfas-
sung eine mathematisch genaue Regelung zur 
Einwanderung fixiert werden soll – willkürlich 
gewählte Zahlen, die eine Planbarkeit vorgau-
keln. Dass wir uns zudem auf Verfassungs-
ebene dazu verpflichten sollen, in anderen 
Ländern in die Familienplanung einzugreifen, 
empfinde ich schlicht als widerliche Bevor-
mundung anderer Kulturen.»

Peter Stämpfli, Unternehmer, Bern

landverlust sind eine schlechte Raumplanung 
und unser Konsumverhalten – also wir selber. 
Statt dies zu benennen, sind gemäss «Eco-
pop» die Eingewanderten dienliche Sünden-
böcke. Doch Umweltprobleme, insbesondere 
der Klimawandel, kennen keine Grenzen. Es 
ist einerlei, ob ein Mensch in Spanien oder 
der Schweiz lebt – entscheidend ist, wie er 
lebt. Eine globale Sichtweise drängt sich auf. 
Diese wollen uns auch die InitiantInnen von 
«Ecopop» vorgaukeln. Quasi als «Gegenmit-
tel» zur Einwanderungsbeschränkung sollen 
10 Prozent der Entwicklungshilfegelder in die 
Familienplanung fliessen. Die Geburtenrate 
wird allerdings vielmehr von der Schulbildung 
und der wirtschaftlichen Entwicklung eines 
Landes geprägt. Und hier spielt die Schweiz 
tatsächlich eine Rolle; mit unlauteren Steuer-
praktiken der Rohstoffhandelsfirmen zum 
Beispiel. Unternehmen müssen ihre Verant-
wortung gegenüber den Entwicklungsländern 
wahrnehmen, wie dies die Initiative «Recht 
ohne Grenzen» fordert.

Grüne Lösungen
Die richtigen Antworten auf Umweltproble-
me und Klimawandel sind ein bewusstes Kon-
sumverhalten, Ressourceneffizienz, eine gute 
Raumplanung und nicht zuletzt verantwor-
tungsbewusste Unternehmen in der Schweiz, 
wie wir Grünen sie durch unsere Politik, etwa 
die Initiative für eine Grüne Wirtschaft, pro-
pagieren. Dafür lohnt es sich zu kämpfen.

Alec von Graffenried, Nationalrat GrüneBerner Grüne unterwegs an die Kundgebung für eine offene und solidarische Schweiz vom März
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in der Schweiz grundsätzlich nur Esswaren in 
den Verkauf gelangen, die mindestens nach 
den hier geltenden Umwelt- und Tierschutz-
normen sowie unter Einhaltung von fairen 
Arbeitsbedingungen produziert wurden. 
Zweitens sollen Produkte aus naturnaher, 
bäuerlicher Landwirtschaft, fairem Handel 
sowie aus regionaler und saisonaler Produkti-
on und Verarbeitung einen 
Marktvorteil erhalten. Die 
Auswirkungen von Trans-
port und Lagerung auf die 
Umwelt wie auch die Ver-
schwendung von Lebens-
mitteln sind zu reduzieren. 
Ebenso soll die Informati-
on für die KonsumentInnen 
verbessert werden.

Gut für KonsumentInnen 
und Umwelt
Durch die Fair-Food-Initiati-
ve entsteht ein fairer Markt 
für nachhaltig hergestellte 
Lebensmittel. Gut für die 

Schweiz

Essen Sie gerne Eier von Hüh-
nern aus Legebatterien? Mö-
gen Sie Fleisch von Tieren aus 
schlechter Haltung, vollge-
pumpt mit Antibiotika? Kau-

fen Sie Kleider, welche in Bangladesch unter 
unsozialsten Umständen hergestellt wurden? 
Sie nicht, ich auch nicht. In der Schweiz sind 
diese Produktionsweisen heute nicht mehr 
erlaubt. Die Fair-Food-Initiative der Grünen 
will das auch für importierte Waren erreichen.

Die Schweiz importiert rund die Hälfte 
ihrer Nahrungsmittel. Dadurch gelangen 
auch Lebensmittel aus industrieller Massen-
produktion auf den Markt, welche auf eine 
Art und Weise hergestellt werden, die in der 
Schweiz nicht zulässig ist oder zu starken Um-
weltproblemen führt. Die Billigkonkurrenz 
der Agroindustrie führt zu einem Öko- und 
Sozialdumping und die Lebensmittelqualität 
gerät unter Druck. 

Fair schmeckt besser
Hier will die Fair-Food-Initiative auf zwei We-
gen Verbesserungen erwirken. Erstens sollen 

Die starke Zuwanderung in 
die Schweiz ist eine Folge des 
Standort- und Steuerdum-
pings. Internationale Unter-
nehmen verlegen ihren Haupt-

sitz in die Schweiz, weil sie hier kaum Steuern 
bezahlen und trotzdem auf gute staatliche 
Dienstleistungen zählen können. Auch für 
reiche AusländerInnen gibt es ein spezielles 
Lockvogelangebot: die sogenannte Pauschal-
besteuerung. Gut situierte AusländerInnen 
können auf kantonaler und eidgenössischer 

Fair-Food-Initiative: jetzt unterschreiben

Ja zur Volksinitiative «Schluss mit den Steuerprivilegien für Millionäre»

Für gesunde und faire Ernährung

Steuergerechtigkeit jetzt!

Die Fair-Food-Initiative verlangt, was längst selbstverständlich sein sollte: Lebensmittel aus einer naturnahen, umwelt- und tierfreundlichen 
Landwirtschaft mit fairen Arbeitsbedingungen. Um dies sicherzustellen, braucht es auch für importierte Nahrungsmittel klare ökologische 
und soziale Standards.

Die Initiative «Schluss mit den Steuerprivi-
legien für Millionäre», die am 30. November 
zur Abstimmung kommt, will die Pauschal-
steuer gesamtschweizerisch abschaffen. Die 
Grünen engagieren sich für ein Ja zur Initia-
tive, um dem unfairen Steuer- und Standort-
dumping durch die Pauschalsteuer ein Ende 
zu setzen.

ProduzentInnen, KonsumentInnen, Umwelt 
und Gesellschaft: sowohl in der Schweiz, wie 
auch anderswo, wo für uns Essen produziert 
wird. Unterschreiben Sie jetzt die Fair-Food-
Initiative. Den Unterschriftenbogen zum 
Download finden Sie auf www.fair-food.ch.

Aline Trede, Nationalrätin Grüne

Ebene von der Pauschalbesteuerung profitie-
ren, sofern sie in der Schweiz keine Erwerbs-
tätigkeit ausüben.

Privilegien für russische Oligarchen?
Dieses System schafft zwei Arten von Un-
gleichheit. Erstens privilegiert es ausländische 
Reiche gegenüber inländischen Reichen. Zwei-
tens privilegiert es äussert vermögende Per-
sonen gegenüber den ArbeitnehmerInnen mit 
Lohnausweis und den einheimischen KMU. Der 
russische Oligarch Viktor Vekselberg zum Bei-
spiel ist einer der über 5000 Pauschalbesteuer-
ten. Er ist nicht in die Schweiz gekommen, um 
hier als glücklicher Rentner Rosen zu züchten. 
Nein, der Milliardär und Grossaktionär lebt in 
der Schweiz, um hier seine Steuern zu optimie-
ren. Als die Bevölkerung im Kanton Zürich die 
Pauschalsteuer abschaffte, zog die Nummer 
52 auf der Weltrangliste der Reichsten deshalb 
flugs in den Kanton Zug weiter.

Initiative will Pauschalsteuer gesamtschwei-
zerisch abschaffen
Damit die kantonalen Bemühungen zur Auf-
hebung der Pauschalsteuer nicht von den 
Nachbarkantonen ausgebootet werden, will 
eine nationale Initiative reinen Tisch machen. 
Der Bundesrat lehnt die Initiative ab. Er lehnt 
sie ab, obwohl er damit eine Rechtsungleich-
heit zementiert. Er lehnt sie ab, obwohl er 
damit den Grundsatz der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit aushebelt. Er lehnt sie ab, 
obwohl er so die Steuermoral untergräbt. Er 
lehnt sie ab, obwohl er die Steuerflucht aus 
anderen Ländern fördert. Umso wichtiger ist 
es, dass sich die Grünen engagiert gegen das 
Steuer- und Standortdumping einsetzen.

Regula Rytz, Nationalrätin und 
Co-Präsidentin Grüne

Die Fair-Food-Initiative führt auch zu einer tierfreundlichen 
Landwirtschaft.
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Anna kam in meiner Kindheit 
oft zu uns in die Ferien. Anna 
war eine alleinstehende Frau 
mit viel Herz für andere und ei-
ner traurigen Lebensgeschich-

te. Sie konnte als Kind nicht daheim bleiben, 
wurde herumgeschoben, kam von halbherzigen 
zu herzlosen Menschen. Anna erzählte uns, wie 
es ihr einmal gelungen war, ihrem Grossvater 
zu schreiben, dass es ihr an ihrem Pflegeplatz 
nicht gut gehe. Die Grosseltern holten sie für 
eine Weile zu sich nach Hause. Diese Zeit blieb 
Anna als die schönste ihrer Kindheit in Erinne-
rung. Später kamen neue Entscheide und sie 
musste wieder weg. Anna, die wie alle Kinder 
Geborgenheit und Zuwendung gebraucht und 
verdient hätte, war der Laune von Erwachse-
nen, den Verfügungen der Behörden und der 
Willkür ihrer Zeit ausgesetzt.

Erste wichtige Schritte im Kanton Bern
Bereits 2006 habe ich mit einer Motion an die-
sem düsteren Kapitel der Berner Geschichte 
gekratzt und die Aufarbeitung der Geschichte 
der Verdingkinder gefordert. Die Regierung 
wollte nichts davon wissen, glücklicherweise 
verschloss sich aber der Grosse Rat den auf-
wühlenden Geschichten der ehemaligen Ver-
dingkinder nicht und überwies ein Postulat. 

Wiedergutmachung für Verdingkinder und Opfer fürsorgerischer Zwangsmassnahmen

Zeit für Wiedergutmachung!
Dank Vorstössen der Grünen wurden im Kanton Bern erste wichtige Schritte für die Aufarbei-
tung der Geschichte der Verdingkinder angegangen. Doch das immense Leid der Betroffenen 
dauert an. Unterschreiben Sie jetzt die Wiedergutmachungsinitiative.

In jeder 1. August-Rede 
werden der Föderalismus und 
die Mehrsprachigkeit unseres 
Landes gelobt. Zu Recht, 
meine ich. Das friedliche 

Zusammenspiel verschiedener Sprach- und 
Kulturgemeinschaften in der Schweiz ist eine 
der grossen Stärken unseres Kleinstaates. 
Für mich persönlich ist diese Mehrsprachig-
keit eine Bereicherung und etwas von dem, 
was ich an der Schweiz am meisten liebe.
Mehrsprachigkeit und gutes Zusammenleben 
ergeben sich nicht von alleine. Damit wir nicht 
am Ende in der Schweiz alle Englisch mit-
einander reden, braucht es einen Effort, ein 
Engagement aller. Die Welschen lernen alle in 
der Schule als erste «Fremd»sprache Deutsch. 
Für sie ist das eine Selbstverständlichkeit und 
zugleich eine Notwendigkeit, um als Minder-

Le français d’abord

Im März 2011 genehmigte der Grosse Rat mei-
nen Vorstoss, der einen Fonds für Verdingkin-
der und die Opfer von administrativen Mass-
nahmen forderte. Seit 2014 können sich Opfer 
nun bei der Opferhilfestelle anmelden.

Wiedergutmachung für die 
Opfer
Vielen Betroffenen fällt es 
schwer, über ihr Schicksal 
zu sprechen. Dass sie be-
reit waren, ihre Geschich-
ten preiszugeben, bietet 
uns die Chance, daraus zu 
lernen. Was den Verding-
kindern und Opfern von 
administrativen Massnah-
men zugestossen ist, darf 
nicht passieren. Damals 
nicht, aber auch heute und 
in Zukunft nicht. Das Leid, 
das diesen Menschen zuge-
fügt wurde, fordert unsere 
Lernbereitschaft für die Zu-
kunft, aber auch eine ehrli-
che Wiedergutmachung.

Wer etwas beitragen 
will, sammelt Unterschrif-
ten für die Wiedergutma-

heit in unserem Land bestehen zu können.
Gerade wir DeutschschweizerInnen sollten 
als Mehrheitsgruppe in diesem Land unse-
ren Beitrag zur Mehrsprachigkeit leisten. In 
Staaten mit einer so deutlichen Mehrheit 
einer Gruppe liegt es in erster Linie an der 
grössten Gruppe, auf die Minderheiten zu-
zugehen. Deshalb ist es für uns BernerInnen 
selbstverständlich, in der Volksschule als 
erste «Fremd»sprache eine Landessprache zu 
lernen. «Le français d’abord» ist für uns nicht 
verhandelbar. Leider haben die Kantone der 
Zentral- und Ostschweiz dies vor zehn Jahren 
anders entschieden und «English first» ein-
geführt. Aus Berner Sicht und letztlich aus 
Sicht der Schweiz war dies ein Fehler. 
Nun wird in verschiedenen Kantonen dis-
kutiert, den Unterricht des Französischen 
ganz aus der Schule zu kippen oder in die 

Oberstufe zu verbannen. Das Risiko besteht, 
so den Sprachfrieden in unserem Land zu 
gefährden. Wenn sich Teile der Deutsch-
schweiz schleichend vom Französischen 
verabschieden, werden sich die verschiede-
nen Regionen der Schweiz immer weniger 
verstehen. Denn sich verstehen heisst, 
aufeinander zugehen und miteinander 
sprechen. Deshalb ist das Sprachenlernen so 
wichtig. Ich setze mich als Erziehungsdirek-
tor dafür ein, dass Bern bei der Priorität fürs 
Französische bleibt – und versuche auch, wo 
immer ich kann, mitzuhelfen, die Ost- und 
Zentralschweizer Kantone zu überzeugen, 
diese Stärke der Schweiz nicht leichtfertig 
aufs Spiel zu setzen.

Bernhard Pulver, Regierungsrat 
und Erziehungsdirektor

chungsinitiative (www.wiedergutmachung.
ch). Denn auch heute haben wir eine ganz 
besondere Verantwortung gegenüber jenen 
Menschen, die sich nicht selber wehren kön-
nen. Treten wir ein für Menschen in besonde-
ren Verhältnissen und schwierigen Lebensla-
gen – gemeinsam!

Christine Häsler, Grossrätin Grüne

Der Verdingbub «Chrigel», Madiswil im Kanton Bern, 1944

Grüne Kanton Bern
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Schulraumentwicklung
Die Schulraumknappheit ist in Ins seit langem 
ein Thema. Ausschlaggebend war das schnelle 

Wachstum der Tagesschule. Eine Erweiterung 
war nicht ohne weiteres möglich, ausserdem 
musste Platz für zwei Kindergärten geschaf-
fen werden.

In dieser Legislatur habe ich die Gesamtpla-
nung mit Zuzug einer externen Beratung auf-
gegleist und innert kurzer Zeit durchgeführt. 
Ins verfügt jetzt für die nächsten zehn Jahre 
über solide Grundlagen für den Unterhalt und 
die Sanierung der bestehenden Gebäude. Als 
Resultat der Strategie zur Schulraumentwick-
lung haben sich fünf Teilprojekte ergeben. Der 
Projektierungskredit für das erste Teilpro-
jekt, der Kindergarten-Neubau im Rebstock-
areal, wurde an der Gemeindeversammlung 
im Juni 2014 mit grossem Mehr gutgeheis-
sen. Zurzeit wird ein Architekturwettbewerb 
durchgeführt und bis Ende 2014 soll das Sie-
gerprojekt feststehen. Das neue Gebäude soll 
im Minergie-A-Eco-Standard gebaut werden, 
wofür ich mich eingesetzt habe. Dieser Stan-
dard berücksichtigt einen tiefen Energiever-
brauch, Bauökologie und Gesundheit. Ich wer-
de mich für den weiteren Verlauf des Projekts 
und der Gesamtstrategie einsetzen.

Einführung der Schulsozialarbeit
Im Herbst 2014 nimmt die Schulsozialarbeit 
ihre Arbeit in den Schulen auf. 15 Gemeinden 
des regionalen Sozialdienstes Erlach und vier 
weitere Gemeinden haben sich zusammenge-
schlossen, um Schulsozialarbeit vom Kinder-
garten bis zur Oberstufe anbieten zu können. 
Ich habe mich für das Projekt eingesetzt, 

Legislaturrückblick 2011 bis 2014

Für Bildung, Bäder und grüne Bauten
Silvia Lüthi ist seit 2011 Gemeinderätin von Ins. Sie hat sich vor allem für die drei «B» einge-
setzt: Bildung, Bäder, grüne Bauten. Ein persönlicher Rückblick von Silvia Lüthi.

weil ich überzeugt bin, dass dafür ein Bedarf 
besteht. Die Lehrpersonen werden entlastet 
und die SchülerInnen erhalten in schwierigen 

Situationen professi-
onelle Unterstützung. 
Das Projekt ist vorerst 
auf drei Jahre ausgelegt. 
Die Gemeindeversamm-
lung hat im Juni 2013 
ihre Zustimmung gege-
ben. Über eine Weiter-
führung werden die Ge-
meinden aufgrund einer 
Evaluation entscheiden.

Tagesschule
Ich habe die Tagesschule 
in den ersten zwei Be-
triebsjahren begleitet. 
Die Projektkommission 
Tagesschule hat gute 

Arbeit geleistet. Die Unterstellung an die Pri-
marschulkommission erfolgte aber zu früh. 
Die Tagesschule hat die Herausforderungen 
bestens bestanden und erwartet jetzt die 
nötige Erweiterung in die Aula. Der Ausbau er-
folgt, sobald der Musikraum im Neubau Reb-
stockweg bezugsbereit ist, voraussichtlich im 
Herbst 2016.

Hallenbäder Witzwil und  
St. Johannsen
Ich habe mich dafür eingesetzt, 
dass die Bäder Witzwil und St. Jo-
hannsen weiterhin genutzt wer-
den können. Das Bad St. Johann-
sen wird weitere drei Jahre durch 
den Kanton betrieben und steht 
der Schule und Privaten offen. Das 
Hallenbad Witzwil wurde leider 
geschlossen.

Neubau Frauengefängnis in 
Witzwil
Der Kanton Bern plante, auf der 
grünen Wiese in der Nähe von Witzwil ein neu-
es Frauengefängnis als Ersatz für das Gefäng-
nis Hindelbank zu realisieren. Für mich ist klar: 
Auch der Kanton muss die raumplanerischen 
Anforderungen berücksichtigen und Kultur-
land und Naturschutzgebiete schützen. Von 
Anfang an habe ich, als Vertreterin der Grünen, 
gefordert, dass die Auswirkungen auf das Na-
turschutzgebiet und das Kulturland analysiert 
werden müssen. Die Analyse ergab, dass das 

Projekt in dieser heiklen Gegend nicht reali-
sierbar sei. Der Kanton verfolgt nun die Erneu-
erung des Frauengefängnisses am Standort 
Hindelbank weiter.

Biber 
Der Biber ist eine Schlüsselart für die Biodi-
versität. Es ist wichtig, eine Koexistenz von 
Landwirtschaft und Biber zu ermöglichen. 
Dazu arbeite ich in der kantonalen Begleit-
gruppe Biber mit.

Grün 18 
Die geplante Ausstellung Grün 18 kann eine 
Chance sein für Ins, vorausgesetzt, dass ne-
gative ökologische Auswirkungen auf ein 
absolutes Minimum beschränkt werden. Auf 
meine Einladung hin sind Biosuisse und der 
Biotopverbund Grosses Moos in den Träger-
schaftsverein eingetreten. Für die Ausstel-
lung braucht es ein konsequentes ÖV-Kon-
zept, das den Autoverkehr auf ein Minimum 
beschränkt.

Verkehr
Ich habe mich konsequent für FussgängerIn-
nen, VelofahrerInnen und den öffentlichen 
Verkehr eingesetzt. Beispielsweise bei der 
Überbauungsordnung Coop mit einer Ent-
flechtung des motorisierten Verkehrs und den 
FussgängerInnen-Bereichen, einer Verbreite-
rung des Trottoirs und der Bushaltestelle.

Mobilfunkantenne
Die Bau-, Verkehrs- und Energiedirekti-
on hat das Baugesuch Mobilfunkantenne  
Rötschmattenweg 22B mit der Begründung 
Ortsbildschutz abgelehnt. Wir Grünen for-
dern ein kommunales Konzept, wie Versor-
gungslöcher mit Mikrozellen versorgt werden 
können.

Silvia Lüthi, Gemeinderätin Ins
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Die Freiburgischen Ver-
kehrsbetriebe tpf planen, 
auf ihrem ganzen Netz den 
Halbstunden-Takt einzufüh-
ren. Die Linie Bern-Neuen-

burg ihrerseits hat Aufholbedarf und leidet 
darunter, dass sie nur einspurig befahrbar ist. 
Wer morgens den RegioExpress (RE) besteigt, 
muss öfters Verspätungen oder sogar Zugaus-
fälle in Kauf nehmen. Bis in zwei Jahren sollen 
die alten RE-Züge darum ersetzt sein. 

Verbesserungen sind in Ins vor allem bei 
den Umsteigebeziehungen zwischen den ver-
schiedenen Linien nötig: Die Linie der ASM 
hat unter dem Tag schlechte Anschlüsse zur 
BLS, weil sie auf die Fernzüge in Biel abge-
stimmt sind. Ins setzt sich dafür ein, dass 
diese Anschlüsse verbessert werden: Die Ge-
meinde fordert, dass zumindest die Verdich-
tungszüge Täuffelen-Biel auf die BLS-Züge 
in Ins abgestimmt werden. Die regionale Ver-
kehrskonferenz unterstützt dieses Anliegen.

Aufwertung Bahnhofareal
Der Inser Bahnhof – eigentlich sind es mit dem 
BLS/tpf-Bahnhof und der ASM-Haltestelle 
zwei Bahnhöfe – und sein Umfeld sind histo-
risch gewachsen. Das Umfeld des Bahnhofs 
entspricht heute nicht mehr den funktiona-
len Anforderungen an einen Regionalbahn-
hof. Täglich steigen am Bahnhof rund 2500 
Personen ein und aus. Es kommt zu Konflik-
ten zwischen FussgängerInnen, Autos und 
Postauto und auch gestalterisch ist das Areal 

Öffentlicher Verkehr

ÖV – der Inser Standortvorteil

wenig einladend. Die ASM-Haltestelle befin-
det sich mitten auf dem Bahnhofplatz und 
schneidet den Fussweg vom Bahnhof zum 
Park und zu den Velo- und Autoparkplätzen 
sowie zum Quartier ab. Die Velounterstände 
sind in einem schlechten Zustand und enthal-
ten wahrscheinlich Asbest.

Für die Bahnhofumgebung ist ein Ge-
samtkonzept notwendig. Die Schwierigkeit 
ist, dass das Areal der BLS, ASM und der Ge-
meinde gemeinsam gehört. Bereits sind Teil-

Ins verfügt über gute ÖV-Anschlüsse nach Bern, Biel, Neuenburg, Murten und Fribourg. Das ist ein grosses Plus, denn eine zunehmende Zahl 
von InserInnen arbeitet in der Region Bern oder Biel. Jetzt werden die Weichen gestellt für einen attraktiven ÖV.

projekte zur Neugestaltung des Parks und der 
Veloparkplätze in Arbeit. Es braucht nun eine 
übergeordnete Planung unter der Leitung der 
Gemeinde, die alle Beteiligten einbezieht. So 
sollte zum Beispiel geprüft werden, wie die 
ASM-Haltestelle weiter nach hinten verlegt 
oder in den BLS-Bahnhof integriert werden 
kann.

Silvia Lüthi, Gemeinderätin Ins, 
Ressort Soziales und Öffentlicher Verkehr

Politik, die bewegt

Vorname, Name:

Adresse:

PLZ, Ort:						     Tel.:

Mail-Adresse:

&

  Ich möchte Mitglied der Grünen Ins werden.

 Ich bin interessiert an einer Mitarbeit.

  Ich möchte SympathisantIn werden.

  Bitte nehmen Sie mit mir Kontakt auf.

  Ich möchte die Grünen Ins finanziell 

unterstützen. 

Bitte Talon zurücksenden an: Lüthi & Burri, St. Jodelweg 6 B, 3232 Ins oder Mail an 
kontakt@gruene-ins.ch oder ausfüllen unter www.gruene-ins.ch. 
Zahlungsverkehr: Alternative Bank Schweiz (ABS), Olten, 
Konto IBAN: CH35 0839 0030 4312 1000 1

Mit der Gemeinde teilen sich drei eigenständige Transportunternehmen das Bahnhofareal. 
Hier braucht es ein gemeinsames Konzept unter der Führung des Gemeinderates.
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Am Samstag, 11. Oktober, finden 
Sie uns vor dem Gemeindehaus. 
Kommen Sie vorbei!


